
SPIEGEL: Herr Premierminister, seit nahe-
zu acht Jahren regieren Sie den Irak. Wie
viele Anschläge haben Sie überlebt?
Maliki: Wie oft meine Gegner mir nach
dem Leben getrachtet haben, vermag ich
gar nicht zu sagen. Bei öffentlichen Auf-
tritten wurde ich aus der Nähe angegrif-
fen, aber man wollte mich auch schon
vergiften. Bei einem Abstecher ins nord-
irakische Mossul sollte mein Flugzeug ab-
geschossen werden. Das Schutzsystem
der Maschine lenkte die Rakete jedoch
ab, so wurde unser Flugzeug nur kräftig
durchgeschüttelt. Selbst bei meinem Ber-
lin-Besuch 2008 hatte man mich im Fa-
denkreuz, doch die deutschen Sicher-
heitsdienste konnten die Pläne einer
Gruppe junger Marokkaner vereiteln. 
SPIEGEL: Wer steckte hinter den Anschlä-
gen? 
Maliki: Ich habe Feinde in allen Lagern.
Manche kommen aus der Baath-Partei …
SPIEGEL: … der inzwischen verbotenen
Einheitspartei des einstigen Despoten
Saddam Hussein …
Maliki: … andere sind religiöse Extremis-
ten. Einige der Fanatiker gehören der
sunnitischen Glaubensrichtung an, ande-
re sind Schiiten so wie ich. Manche An-
griffe gehen auf das Konto von al-Qaida. 
SPIEGEL: Eine persönliche Konsequenz aus
der ständigen Bedrohung könnte Ihr Ver-
zicht auf eine weitere Kandidatur bei den
Wahlen Ende April sein.
Maliki: Das Amt bringt die Bedrohung mit
sich. Aber gerade in einem Land, das wie-
der aufgebaut werden muss und für das
Stabilität so wichtig ist, darf ein Politiker
nicht davonlaufen, nur weil sein Leben
in Gefahr ist.
SPIEGEL: Nur deshalb? Scherzen oder ko-
kettieren Sie?
Maliki: Ich habe in meinem ganzen Leben
noch keine Angst vor so etwas wie dem
Tod gehabt und auch noch nie Furcht vor
einem Gegner. Angst kenne ich nicht. Zur
Zeit Saddam Husseins war die Hinrich-
tung Oppositioneller Alltag. Mit dieser
Gefahr mussten wir leben. 
SPIEGEL: Sie sind ein strenggläubiger
Mensch. 
Maliki: Ja, ich finde Trost im Glauben,
etwa wenn ich an das Schicksal des recht-
geleiteten Kalifen Ali denke. Der hat vie-

le Schlachten geschlagen, niemand konn-
te ihn besiegen. Sein Schicksal wollte es,
dass er beim Gebet angegriffen wurde
und seinen Verletzungen erlag.
SPIEGEL: Diese so ganz und gar aufopfern-
de Haltung nehmen wir Ihnen nicht ab.
Geht es Ihnen nicht doch ein wenig um
die eigene Macht?
Maliki: Seit ich 17 war, ist mein ganzes
Leben ein einziges Ringen und Kämpfen:
früher unter Saddam mit der Baath-Par-
tei, dann im Exil, heute mit al-Qaida.
Jetzt bin ich 64 Jahre alt und sehne mich
durchaus nach einer Atempause. Acht
harte Jahre als Premier reichen mir ei-

gentlich. Aber angesichts der Herausfor-
derungen, vor denen das Land und die
Iraker stehen, kann ich mich nicht aus-
ruhen.
SPIEGEL: Also werden Sie bei der Parla-
mentswahl Ende April erneut um das
Amt des Premiers kämpfen?
Maliki: Zumindest werde ich unsere
Rechtsstaat-Koalition in die Wahl führen.
Ob wir uns danach hier im Amtssitz des
Premiers wiedersehen, das entscheiden
die Wähler und die Mehrheitsverhältnisse
im Parlament.
SPIEGEL: Viele Iraker erschreckt Ihr Macht-
bewusstsein.
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„Angst kenne ich nicht“
Der irakische Premierminister Nuri al-Maliki über den Vorwurf, ein zweiter

Saddam Hussein zu sein, das Comeback des Terrors in seinem 
Land und die Strippenzieher des Bürgerkriegs im Nachbarstaat Syrien
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Regierungschef Maliki: „Ein einziges Ringen und Kämpfen“ 



Maliki: Ich trage die Verantwortung dafür,
dass dieses Land ordentlich regiert wird.
Das ist mein demokratischer Auftrag.
Und es gibt Kräfte, die meine Regierung
durch Allianzen stürzen wollen, die sie
gegen uns schmieden. Ich könnte mit Ge-
walt gegen sie vorgehen, aber ich tue es
nicht. Ich manipuliere die demokrati-
schen Institutionen nicht und übe auch
keinen Druck auf sie aus. Ich halte mich
an die politischen Spielregeln.
SPIEGEL: Wie kommt es dann, dass Sie in-
zwischen mit Saddam verglichen werden,
dass Ihr einstiger Mitstreiter, der schiiti-
sche Geistliche Muktada al-Sadr, Sie öf-
fentlich einen „Tyrannen“ nennt?
Maliki: Dass meine Gegner solche An-
schuldigungen vorbringen dürfen, in öf-
fentlichen Reden, in Medienberichten,
beweist, dass jeder Vergleich mit Saddam
null und nichtig ist. 
SPIEGEL: Das soll uns überzeugen? 
Maliki: Saddam war ein Tyrann und Dik-
tator. Er hat gegen weite Teile seines Vol-
kes, gegen die Kurden und die Schiiten,
Giftgas eingesetzt. Damit kann und will
ich nicht verglichen werden. Der Hinter-
grund dieser Anschuldigungen, die Sie 

* Selbstgeißelung während der religiösen Aschura-Feier
am 11. November 2013.

vorbringen, ist mein entschlossenes Vor-
gehen gegen die Sadr-Milizen und gegen
alle, die das Bild des Irak durch Gewalt
und Terror entstellen. Und dann gibt es
noch immer Gruppen, die mir nicht ver-
zeihen, dass ich als Premier das Todes -
urteil gegen Saddam habe vollstrecken
lassen. Unsere unabhängige Justiz hatte
es gefällt, und ich habe es exekutieren
lassen. Manche lasten mir das als nicht
zu vergebendes Verbrechen an.
SPIEGEL: War die Hinrichtung Saddams
Ende Dezember 2006 ein Fehler, da sie
zur Spaltung des Volkes beigetragen hat?
Bereuen Sie Ihre Entscheidung? 
Maliki: Im Gegenteil! Erstens habe ich nur
ein richterliches Urteil umgesetzt. Zwei-
tens empfand ich den Tod für diesen Kri-
minellen geradezu als Gottesurteil. Und
drittens war unser Handeln für den Irak
wichtig: Denn wir sind nicht einfach in
Saddams Zelle gegangen und haben ihn
erschossen, so wie er seine Feinde er-
schossen hat. Wir haben ihm einen lan-
gen Prozess gemacht und die Entschei-
dung der Justiz überlassen. Dass Saddams
Existenz ausgelöscht wurde, war das Min-
deste, was er verdient hatte. 
SPIEGEL: Sie sollen gleichfalls nicht zim-
perlich sein und haben sich einen gewal-
tigen Machtapparat aufgebaut, zahlreiche

92

U
LL

S
TE

IN
 B

IL
D

Schiiten in Nadschaf*: „Saddam hat Giftgas gegen das eigene Volk eingesetzt“ 

Monatliche Zahl der Toten, ab Sept. 2013 
vorläufig, Quelle: iraqbodycount.org
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Geheimdienste inklusive. Es heißt, der
Irak werde wieder zur Republik der Angst. 
Maliki: Richtig ist, dass wir bei den gegen-
wärtigen Herausforderungen durch den
Terrorismus eine starke Regierung brau-
chen, das schließt starke Geheimdienste
ein. Wie können wir Gruppen wie al-Qai-
da, dem „Islamischen Staat im Irak und
in Syrien“, kurz Isis, und all diesen Ban-
den ansonsten begegnen? Bei uns ist es
nicht anders als bei Ihnen im Westen: Wir
müssen unsere Sicherheitskräfte verstär-
ken, wenn wir den Terrorismus erfolg-
reich bekämpfen wollen.
SPIEGEL: Gerade in der Provinz Anbar
rührt die Unruhe auch daher, dass sich
viele Sunniten von der schiitisch domi-
nierten Regierung ausgegrenzt fühlen. 
Maliki: Bedingt durch frühere politische
Entscheidungen gab es in der Tat einige
Missverständnisse zwischen Sunniten und
Schiiten. Diese Meinungsverschiedenhei-
ten hatten aber keinen religiösen Hinter-
grund, sondern waren rein politisch be-
dingt. 
SPIEGEL: Wir reden davon, dass sich viele
Sunniten nicht als Bürger anerkannt füh-
len, um einmal Ihren sunnitischen Vize-
Premier Salih Mutlak zu zitieren. Der frü-
here Premier Ijad Alawi, ein Schiit wie
Sie, sagt, die Sunniten würden an den
Rand gedrückt.
Maliki: Wir haben es hier mit einem ganz
normalen politischen Prozess zu tun. Jede
Partei hat den Anteil erhalten, den sie
nach ihrem Wahlergebnis verdient hat.
Das gilt auch für Mutlak und ebenso für
Alawi. Dass jemand mehr bekommt, als
ihm zusteht, akzeptiere ich nicht.
SPIEGEL:Wie steht es mit ein wenig Selbst-
kritik? Sind Sie als Schiit nicht viel zu
wenig auf die Sunniten zugegangen? 
Maliki: Bei Gott, ich schwöre Ihnen, nie-
mand wurde vernachlässigt. Ich glaube an
unsere Institutionen, an das Parlament,
die Regierung, die Justiz. Ich glaube al-
lerdings nicht, dass gewisse Persönlich-
keiten nur deshalb Einfluss auf die Politik
haben sollten, weil sie eine große Bewe-
gung führen. Manche hätten gern zehn
Premierminister. Aber es gibt nur einen.
SPIEGEL: US-Präsident Barack Obama hat
Sie im November bei Ihrem Besuch in
Washington doch nicht ohne Grund er-
mahnt, die Aussöhnung zwischen Sunni-
ten und Schiiten voranzutreiben.
Maliki: Ich habe mich schon für die natio-
nale Aussöhnung eingesetzt, bevor Oba-
ma überhaupt Präsident wurde. Gerade
aufgrund dieser Versöhnung haben wir
2006 die Sicherheitslage wieder in den
Griff bekommen. 
SPIEGEL: Die amerikanische Armee hatte
den Terror aus der Provinz vertrieben,
unter einem hohen Blutzoll. Sind so viele
Menschen ohne jeden Sinn gestorben?
Maliki: Solange die Menschen in Städten
wie Falludscha mit der Qaida zusammen-
arbeiten, laufen sie Gefahr, zu Opfern zu
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werden. Inzwischen ist die Stadt
in zwei Lager geteilt: Die einen
sind auf der Seite der Terroris-
ten, die anderen bekämpfen sie
mit unseren Regierungstruppen.
Seit al-Qaida und Isis die Stadt
zum Islamischen Staat erklärt
haben, versuchen wir, dieses
Krebsgeschwür auszumerzen,
mit einem Minimum an Opfern.
Aber als Regierung können wir
nicht hinnehmen, dass dort ein
Islamischer Staat ausgerufen
wurde.
SPIEGEL: Aber was ist schiefge-
laufen, dass der Terrorismus so
ein Comeback feiern konnte?
Maliki: Hier im Nahen Osten 
gibt es zwei große Achsen: die
sunnitische und die schiitische. Hinter
der ersten stecken einige Golf-Staaten
und die Türkei; die zweite ist die ira-
nisch-arabische Achse, die über den Irak
und Syrien bis in den Libanon reicht.
Schon vor vier oder fünf Jahren haben
wir die USA darauf hingewiesen, dass
die Türkei und einige Golf-Staaten ver-
suchen, die schiitische Achse zu zer -
schlagen. 
SPIEGEL: Wie hat Washington reagiert?
Maliki: Vizepräsident Joe Biden hat ge-
sagt, die USA hätten versucht, diese Vor-
gänge zu stoppen, aber ohne Erfolg. Das
Ergebnis sehen wir jetzt in Syrien …
SPIEGEL: … wo auch von Saudi-Arabien
finanzierte Extremisten den Diktator Ba-
schar al-Assad bekämpfen, der als Alawit
den Schiiten nahesteht …
Maliki: … und aus dem vom Terror infi-
zierten Syrien kehrte die Gewalt in den
Irak zurück. Aber sie wurde auch hinein-
getragen in den Libanon und nach Jor-
danien. 
SPIEGEL: Und diese angeblich durch Sau-
di-Arabien und Katar gesteuerten Grup-

pen entscheiden nun über das Schicksal
Assads?
Maliki: Nein, das können sie gar nicht.
Dar in haben sie versagt. Aber das haben
wir den Amerikanern schon von Anfang
an gesagt, als es in Washington hieß, As-
sad werde in zwei Monaten gestürzt sein.
Nun sind drei Jahre vergangen, und das
Regime Assad gibt es noch immer. 
SPIEGEL: Wie lange geben Sie ihm noch?
Maliki: Ich weiß nur, dass eine militärische
Lösung Assad nicht stürzen wird. Damit
will ich das syrische System nicht vertei-
digen, aber ich habe 16 Jahre lang im Exil
in Syrien gelebt, ich kenne die Verhält-
nisse. Ich habe vor diesem Schneeball der
Gewalt gewarnt.
SPIEGEL: Das ist hier in Bagdad eine er-
staunliche Metapher, aber wie lässt sich
verhindern, dass daraus eine Lawine wird?
Maliki:Wir müssen deutlich machen, dass
die militärische Lösung keine Option ist.
Und dann muss die Lösung den beiden
syrischen Lagern überlassen bleiben. Sie
müssen ohne Einmischung von außen ei-
nen Weg finden.

SPIEGEL: Verzeihung, aber das ist
naiv. Wir wissen seit den Ver-
handlungen in Genf, dass beide
Seiten nicht an einer friedlichen
Lösung interessiert sind.
Maliki: Dass wir keine Lösung
finden, liegt an den Einflüste-
rern in den Hinterzimmern.
Diese Einflussnahme muss auf-
hören. Wenn die USA und die
Saudis den Beteiligten nicht län-
ger vorschreiben würden, was
sie sagen oder fordern sollen,
müssten sie sich tatsächlich zu-
sammensetzen. Und vielleicht
würden sie auch eine Lösung
finden. 
SPIEGEL: Andernfalls wird das
Land zerfallen?

Maliki: Zumindest wird der Krieg weiter-
gehen, im Moment zugunsten des Re-
gimes, das Landgewinne zu verzeichnen
hat. Und dieser Krieg wird die ganze Re-
gion infizieren. Die Anschläge und der
Fanatismus im Libanon sind erste Aus-
wirkungen; aber auch die Spannungen in
der Türkei sind Folgen des syrischen Dra-
mas. In Jordanien wackelt bereits das Re-
gime; und die Krise wird auch noch nach
Saudi-Arabien schwappen. 
SPIEGEL: Sie sehen das saudische Königs-
haus bedroht?
Maliki: Ja, die Herrscherfamilie ist in Ge-
fahr. Sie hat kein Gefühl für die sozialen
Probleme unserer Zeit. Sie steht für eine
alte Form der Herrschaft, die sich auf
eine sektiererische Glaubensrichtung
stützt …
SPIEGEL: … den extrem konservativen
Wahhabismus. Und darum werden die
USA nach Husni Mubarak in Kairo mit
den Saudis schon bald ihren nächsten
Bündnispartner in der Region verlieren –
und die Weltwirtschaft muss um die Ver-
sorgung mit Erdöl bangen. 
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Maliki: Warum fürchten Sie um Ihr Öl?
Sein Öl muss Saudi-Arabien doch wei-
terhin verkaufen.
SPIEGEL: Ein Machtwechsel würde in Sau-
di-Arabien ähnliche Unruhen auslösen
wie der Sturz Saddams 2003 im Irak. Die
Gewalt hat die Erdölförderung Ihres Lan-
des weit zurückgeworfen.
Maliki: Jetzt aber sind wir bereit. Wir kön-
nen einspringen, falls Saudi-Arabiens
Produktion einbricht.
SPIEGEL: Den Eindruck haben wir nicht.
Ihr Land verfügt vermutlich über die
fünftgrößten Erdölreserven der Welt,
aber einen Ausfall Saudi-Arabiens kön-
nen Sie noch lange nicht kompensieren.
Dafür müsste der Irak zur Ruhe kommen.
Maliki: Gewisse Probleme will ich gar
nicht bestreiten. Aber wir zählen zu den
zehn Staaten mit den größten Entwick-
lungsschüben. Und in den nächsten zwei
oder drei Jahren werden wir bei der Erd-
ölproduktion und beim Export noch ei-
nen weiteren Sprung nach vorn machen.
Sehen Sie sich also bitte nicht als Geisel
Saudi-Arabiens. 
SPIEGEL: Sie scheinen zu vergessen, dass
Sie gar nicht so problemlos über die Öl-
vorräte Ihres Landes verfügen können.
Die Kurden beanspruchen Bodenschätze
im Nordirak. Ein bewaffneter Konflikt
um die Erdölfelder von Kirkuk und eine
Spaltung des Landes sind nicht ausge-
schlossen.
Maliki: Die Kurden hatten die Illusion,
dass sie über das Erdöl im Norden selbst
verfügen können. Sie glaubten, die an-
grenzende Türkei würde ihre Pläne un-
terstützen. Aber die Türken sind nicht
der Sponsor Kurdistans. Im Gegenteil:
Sie würden die Kurden mit einem Biss
verschlingen. Deshalb haben die Kurden
nur eine Zukunft als Teil des Irak. Und 

* Dieter Bednarz und Klaus Brinkbäumer in Bagdad. 

allein der Irak kann die Förderung und
den Export dieses Erdöls sicherstellen.
Diese Perspektive diskutieren die Kurden
gerade untereinander – mit ganz erheb-
lichen Meinungsverschiedenheiten. Und
zu Ihrer Beruhigung: Unsere größten Erd-
ölvorräte liegen im Süden.
SPIEGEL: Ein Teil des Landes grenzt an
Iran, dessen Einfluss bis in Ihre Regierung
nach Bagdad reicht. Ihr Gegenspieler Ala-
wi sagt, Teheran bestimme die Politik des
Irak auf beispiellose Weise.
Maliki: Nein, tausendmal nein! Wer so et-
was sagt, will dem Ansehen der Regie-
rung schaden. Niemand beeinflusst un-
sere Politik. Zum Beweis: Iran und die
USA sind Feinde. Doch der Irak ist ein
Freund Amerikas und Irans, denn wir
sind ein unabhängiges Land. Wir lassen
uns nicht einspannen für die Interessen
anderer. Für uns zählt nur das Interesse
des Irak. Deshalb haben wir ein Partner-
schaftsabkommen mit den USA und
Europa geschlossen, aber auch mit der
Türkei und Iran sowie anderen Ländern.
SPIEGEL: Sie sind Gast im Weißen Haus,
und Sie waren bei Ihren schiitischen
Glaubensbrüdern in Iran willkommen, als
Sie vor Saddam fliehen mussten. Ist die

Zeit reif für eine Aussöhnung zwischen
Washington und Teheran?
Maliki: Ja, das glaube ich. Und ich habe
den Eindruck, dass inzwischen beide Re-
gierungen auf gute Beziehungen setzen,
in ihrem eigenen Interesse. Sie sind der
Feindseligkeiten müde geworden.
SPIEGEL: Sowohl Washington als auch Te-
heran wollen vom Aufbau Ihres Landes
profitieren. Bleibt da noch etwas übrig
für den Exportweltmeister Deutschland? 
Maliki: Unsere Länder verbindet eine ver-
trauensvolle historische Beziehung. Deut-
sche Produkte und Firmen genießen ho-
hes Ansehen im Irak. Deshalb würden
wir ein Projekt wie den Bau des Mossul-
Staudamms gern an eine deutsche Firma
vergeben. Wir sprechen zudem mit Ihren
Bahnexperten über den Ausbau unseres
Schienennetzes. Auch ein Flughafenpro-
jekt werden wir ausschreiben. Und für
eine eigene Autoproduktion brauchen
wir ebenfalls deutsche Firmen. Wir hei-
ßen sie alle im Irak willkommen.
SPIEGEL: Voraussetzung für große Inves-
titionen wäre die Wiederherstellung von
Recht und Ordnung. Selbst in Bagdad 
ist Ihnen das aber noch nicht gelungen.
Allein im Februar forderte der Terror 
in der Hauptstadt 239 Tote. Wir wären
hier beinahe selbst Opfer zweier Auto-
bomben geworden; sie explodierten vor
einem Kontrollpunkt zur schwer ge -
sicherten Internationalen Zone, dem Sitz
Ihrer Regierung und internationaler In-
stitutionen.
Maliki: Wir haben Stabilität geschaffen,
auch wenn es noch unruhige Regionen
wie die Provinz Anbar gibt. Und so ein
Vorfall, wie Sie ihn hier in Bagdad mit-
bekommen haben, der kann doch überall
passieren. Vor Terrorismus sind Sie auch
in Europa nicht sicher.
SPIEGEL: Herr Premierminister, wir dan-
ken Ihnen für dieses Gespräch.
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Maliki, SPIEGEL-Redakteure* 
„Nein, tausendmal nein“ 


